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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medikamente

Das Postulat Ingold (evp, ZH) zu Human Enhancement wurde Mitte 2015 abgeschrieben,
da die aufgegriffenen Forderungen inzwischen erfüllt wurden. Der in der
bundesrätlichen Antwort auf das Postulat in Aussicht gestellte Bericht
(«Leistungssteigernde Arzneimittel») wurde am 6.11.2014 publiziert, womit dieses
Geschäft erledigt wurde.
Der Bericht enthält eine Auslegeordnung über Neuroenhancement und die
therapeutische Anwendungen solcher methylphenidathaltigen Arzneimittel, wobei der
Fokus auf verschreibungspflichtige Pharmaka gelegt wurde. Der Bericht geht davon aus,
dass etwa 4 Prozent der erwerbstätigen oder sich in Ausbildung befindlichen
Bevölkerung mindestens einmal verschreibungspflichtige Arzneimittel zur
Stimmungsaufhellung oder Leistungssteigerung eingenommen hat, ohne jedoch eine
medizinische Indikation zu haben. Dies entspreche jedoch noch keinem
problematischen Konsum und die Verbreitung sei ebenfalls nicht besorgniserregend.
Die verfügbaren Daten liessen aber andererseits keine genaueren Rückschlüsse zu. Der
Bundesrat äusserte im Bericht gleichwohl seine Absicht, die Entwicklung betreffend die
Nutzung und Verschreibung von Neuroenhancern zu verfolgen. Ebenso solle die
Verwendung von leistungssteigernden Substanzen in der Nationalen Strategie Sucht
mitberücksichtigt werden, was wiederum eine Abdeckung über die Suchthilfe
ermöglichen könne. Davon versprach sich die Regierung eine frühzeitige Debatte zu
solchen Medikamenten mit der Chance, bei auftretenden Problemen rasch Handeln zu
können. 
Die Nutzung und Verschreibung von methylphenidathaltigen Arzneimitteln stehe in
starkem Zusammenhang mit ADHS. 3 bis 5 Prozent der Jugendlichen in der Schweiz
seien von diesem Leiden betroffen. Rund ein Viertel davon werde mit solchen
Medikamenten behandelt. Dabei sei aber eine Zunahme zu verzeichnen, was jedoch vor
allem auf eine vermehrte Nutzung durch erwachsene Personen zu erklären sei. Die
Abgabe an Kinder und Jugendliche verharre auf stagnierendem Niveau. Gemäss
Bundesrat sei diese Behandlungsrate adäquat.
Abschliessend zeigte die Regierung vier Handlungsempfehlungen auf. Bezüglich
Neuroenhancement gelte es ein Monitoring aufzubauen und zu prüfen, welche
Anpassungen im Suchtmonitoring Schweiz nötig seien, um die Entwicklungen in diesem
Bereich abzubilden. Ferner gelte es auch, Neuroenhancement in die Suchtprävention
aufzunehmen. Bezüglich der therapeutischen Anwendung von methylphenidathaltigen
Arzneimitteln wurde das BAG beauftragt, die Entwicklungen zu beobachten und
regelmässig zu kommunizieren. Zudem müsse bezüglich des Einsatzes von solchen
Substanzen die Qualitätssicherung hochgehalten werden, wofür eine Arbeitsgruppe
Ritalin federführend aktiv werde. Dafür werde eine Datenbank in der Kinderheilkunde
fortgeführt. 1

POSTULAT
DATUM: 15.06.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Suchtmittel

Der Nationalrat überwies ein Postulat Zwygart (evp, BE) mit dem Ziel eines vermehrten
Schutzes der Jugend vor Tabakmissbrauch. Der Postulant regte insbesondere ein
Verbot des Verkaufs von Tabakwaren und der Verteilung von Gratismustern an
Jugendliche sowie Massnahmen gegen die unkontrollierte Abgabe von Tabakwaren an
Automaten an. 2

POSTULAT
DATUM: 22.03.1991
MARIANNE BENTELI

Mit einem angenommenen Postulat wies Ständerat Frick (cvp, SZ) auf das Problem hin,
dass im Rahmen der Invalidenversicherung auch Drogen- und Alkoholkranke
rentenberechtigt sind, bei Auszahlung an die Berechtigten die Renten oftmals aber
nicht zweckentsprechend für den Lebensunterhalt verwendet werden, sondern direkt
wieder in die Beschaffung des Suchtmittels fliessen. Er bat den Bundesrat, einen
Bericht über die Anzahl rentenberechtigter Suchtkranker auszuarbeiten und geeignete
Massnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass die Renten zum Unterhalt der
Berechtigten und ihrer Familien verwendet und nicht umgehend in legale oder illegale
Suchtmittel umgesetzt werden. 3

POSTULAT
DATUM: 02.03.1993
MARIANNE BENTELI
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Da die Praxis des Bundesrates und der Eidg. Alkoholverwaltung parallel vier Ziele
verfolgt, die zueinander in einem Spannungsverhältnis stehen können, nämlich
Gesundheits-, Fiskal-, Landwirtschafts- und Gewerbepolitik, regte die GPK des
Nationalrates in einem überwiesenen Postulat an, Bundesrat und Verwaltung sollten die
aus der Verfassung ableitbare Priorität der Gesundheitspolitik vermehrt zum Ausdruck
bringen. 4

POSTULAT
DATUM: 06.05.1994
MARIANNE BENTELI

Mit 69 zu 38 Stimmen lehnte der Nationalrat ein Postulat Leuba (lp, VD) ab, welches
den Bundesrat ersuchte, den in der Verkehrsregelnverordnung festgesetzten
Grenzwert der Blutalkoholkonzentration von heute 0,8 Promille nicht zu senken. Der
Bundesrat verwies darauf, dass diese Frage europaweit zur Diskussion stehe, weshalb er
sich im jetzigen Zeitpunkt nicht binden möchte. 5

POSTULAT
DATUM: 05.06.1996
MARIANNE BENTELI

Ein Postulat Zwygart (evp, BE), welches anregt, die Tabakverordnung durch einen Artikel
zu ergänzen, welcher den Verkauf von Tabakerzeugnissen an Jugendliche unter 16
Jahren untersagt, wurde vom Nationalrat angenommen. 6

POSTULAT
DATUM: 13.12.1996
MARIANNE BENTELI

Bei der Behandlung der Drogen-Initiativen diskutierte der Ständerat auch eine
Standesinitiative des Kantons Solothurn aus dem Jahr 1992 (St.Iv 92.312). Diese
beantragte insbesondere die Entkriminalisierung des Drogenkonsums, ein
Staatsmonopol für Anbau, Herstellung, Einfuhr, Handel und Vertrieb von illegalen
Betäubungsmitteln sowie einen Ausbau von Prävention, Betreuung und Behandlung. In
ihren Erwägungen stellte die vorberatende Kommission fest, dass seit 1992 ein
grundsätzlicher Wandel in der schweizerischen Drogenpolitik stattgefunden habe
(Ausbau der 4-Säulen-Strategie, medizinisch kontrollierte Abgabe usw.), der es
ermögliche, einen für alle akzeptablen Mittelweg zu gehen. Aus diesem Grund wollte sie
der Standesinitiative nicht direkt Folge geben. Sie hielt aber die Grundabsicht, Raum
für neue Lösungsmöglichkeiten zu öffnen, für prüfenswert und formulierte deshalb ein
Kommissionspostulat, das sich stark an den Solothurner Text anlehnt, dessen
imperativen Charakter jedoch abschwächt. Das Postulat wurde mit 23 zu 13 Stimmen
angenommen. 7

POSTULAT
DATUM: 31.12.1996
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen der Beratungen des Tabaksteuergesetzes  überwies der Nationalrat ein
Postulat seiner WAK, das den Bundesrat ersucht, die Möglichkeit zu prüfen,
verbindliche Richtlinien zum Schutz vor dem Passivrauchen zu erlassen, beispielsweise
durch Einschränkungen des Rauchens im öffentlichen Raum oder durch die Einführung
und Ausdehnung rauchfreier Zonen. Die grosse Kammer nahm zudem ein Postulat
Berberat (sp, NE) (Po. 02.2347)  an, das verlangt, dass in der laufenden Revision der
Tabakverordnung verboten wird, einzelne Zigaretten oder Packungen von weniger als 20
Stück Zigaretten an Jugendliche abzugeben. Berberat begründete seinen Vorstoss
damit, dass die Möglichkeit, sich gewissermassen probehalber eine geringe Mengen
Zigaretten zu beschaffen, den Einstieg in den Konsum fördere. 8

POSTULAT
DATUM: 04.10.2002
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat überwies ein Postulat Simoneschi (cvp, TI), welches den Bundesrat
ersucht, die notwendigen Massnahmen zu treffen, um die langfristige finanzielle
Sicherstellung der Aktion „Nez rouge“ und ähnlicher Projekte zu ermöglichen. In dieser
Aktion bieten Freiwillige an, nicht mehr fahrtüchtige Festbesucher mitsamt deren Auto
sicher nach Hause zu fahren, was besonders in ländlichen Regionen von grosser
Bedeutung ist. 2000 hatte der Bund entschieden, seine Beiträge an den Fonds für
Verkehrssicherheit, der die Aktivitäten von „Nez rouge“ weitgehend bezahlte, drastisch
zu reduzieren, weshalb die Finanzierung nicht mehr gewährleistet ist. 9

POSTULAT
DATUM: 21.03.2003
MARIANNE BENTELI
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Im Einvernehmen mit dem Bundesrat überwies der Ständerat ein Postulat Marty Kälin
(sp, ZH), das diesen einlädt darzulegen, wie das Verkaufsverbot von Alkohol an
Jugendliche durchgesetzt werden kann. Er soll dabei insbesondere auch prüfen, ob der
Entzug des Alkoholverkaufspatentes nach Missachtung des Verkaufsverbotes zum Ziel
führen könnte. 10

POSTULAT
DATUM: 06.10.2006
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat nahm ein Postulat seiner Kommission für soziale Sicherheit und
Gesundheit (SGK) an, welches unter Verwendung eines Teils von Vermögenswerten, die
im Rahmen von Verstössen gegen das Betäubungsmittelgesetz beschlagnahmt wurden,
die Versorgungssicherheit der stationären Einrichtungen der Suchtrehabilitation
sicherstellen wollte. 11

POSTULAT
DATUM: 28.09.2010
LUZIUS MEYER

Im März 2014 hat der Nationalrat ein Postulat seiner SGK angenommen, womit der
Bundesrat Bericht über die Kostendeckung von Ausnüchterungszellen erstatten soll.
Das Postulat ist im Zusammenhang mit der Umsetzung des zweiten Teils der
parlamentarischen Initiative Bortoluzzi (svp, ZH) eingereicht worden. Dieser wollte die
durch exzessiven Alkoholkonsum resultierenden Kosten für die Belegung von
Ausnüchterungszellen auf die Konsumenten überwälzen. Der im Kommissions-Postulat
geforderte Bericht soll vor allem aufzeigen, mit welchen Mitteln und auf welcher
Rechtsebene die Forderung nach Deckung der Kosten der Ausnüchterungszelle durch
die Verursacher respektive ihre gesetzlichen Vertreter am sinnvollsten und
effizientesten erreicht werden kann. Der Bundesrat hatte seine Bereitschaft zu einer
Evaluation bei den Kantonen signalisiert, entsprechend kam das Postulat im Ratsplenum
diskussionslos durch. 12

POSTULAT
DATUM: 10.03.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im März 2018 nahm der Ständerat ein von Paul Rechsteiner (sp, SG) eingereichtes
Postulat an, mit welchem der Bundesrat beauftragt wurde, bis Ende 2019 einen Bericht
über die Perspektiven der schweizerischen Drogenpolitik für das kommende Jahrzehnt
auszuarbeiten. Dabei sollten die in den letzten zehn Jahren gesammelten Erfahrungen
sowie auch die Entwicklungen auf internationaler Ebene behandelt werden –
namentlich in Bezug auf die Droge Cannabis. Der in den Neunziger Jahren entwickelte
Vier-Säulen-Ansatz (Prävention, Therapie, Schadensminderung, Repression), welcher in
der Vergangenheit in der Drogenpolitik erfolgreich zur Anwendung gekommen war,
entspreche nicht mehr der gegenwärtigen Situation. Betroffen davon sei vor allem das
Cannabis, zu welchem in vielen Ländern neue Regulierungen beschlossen wurden.
Gemäss dem Postulanten sei es auch in der Schweiz an der Zeit, eine
Standortbestimmung vorzunehmen.
Vor dem Hintergrund der Entwicklung, welche die Drogenpolitik auf verschiedenen
Ebenen durchgemacht hatte, und der nationalrätlichen Motionsserie zum
Experimentierartikel als Grundlage für Studien zur regulierten Cannabis-Abgabe sah
auch der Bundesrat Handlungsbedarf und beantragte die Annahme des Postulates.
Anhand des Berichtes zu „10 Jahre Betäubungsmittelgesetz-Revision" und des Updates
zum Cannabisbericht 2008, welche die EKSF im Herbst 2018 respektive Frühling 2019
herausgeben werde, wolle er in Erfüllung des Postulates Rechsteiner einen
bundesrätlichen Bericht erstellen.
Der Ständerat folgte der Empfehlung des Bundesrates und nahm das Postulat
stillschweigend an. 13

POSTULAT
DATUM: 15.03.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Im November 2020 reichte die WBK-NR ein Postulat ein, mit dem sie die Stärkung der
Nationalen Strategie Sucht durch einen Einbezug der Cyberabhängigkeit forderte,
wobei die Bereiche Bildung, Prävention, Behandlung und Risikoverminderung
berücksichtigt werden sollen. Der Bundesrat erklärte in seiner schriftlichen
Stellungnahme, dass die Erarbeitung eines Massnahmenpakets, welches nur eine
Suchtform zum Gegenstand habe, einem «suchtformübergreifenden Ansatz», wie er
bei der Nationalen Strategie Sucht angedacht sei, zuwiderlaufe. Anstatt jeder Suchtform
individuell zu begegnen, bedürfe es einer spezifischen Prävention pro Altersgruppe und
Lebenswelten. Zudem setze sich der Bund bereits mit dem Thema «Cyberabhängigkeit»
auseinander. Ein Beispiel dafür sei die Expertengruppe «Onlinesucht», die anlässlich
der Postulate Forster-Vannini (fdp, SG; Po. 09.3521) und Schmid-Federer (cvp, ZH; Po.
09.3579) ins Leben gerufen worden sei. Folglich lehne er das Postulat ab. Dieser Antrag
war im Nationalrat jedoch nicht erfolgreich. Diskussionslos nahm die grosse Kammer

POSTULAT
DATUM: 09.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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das Geschäft in der Sommersession 2021 mit 123 zu 60 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
an, nachdem dieses im Rahmen der Eintretensdebatte des Bundesratsgeschäfts 20.069
diskutiert worden war. 14

Im März 2021 reichte Thomas Minder (parteilos, SH) ein Postulat zur Rechtssicherheit
bei der Produktion, dem Handel und dem Gebrauch von Cannabisprodukten ein.
Anlässlich der Sommersession 2021 führte der Postulant im Ständerat aus, dass die
verschiedenen Anwendungen der Hanfpflanze mit rechtlichen Unsicherheiten
einhergingen. Daher solle der Bundesrat in einem Bericht darlegen, wie es unter
anderem bezüglich Gesundheit, Kosmetik, Lebensmittel, Medizin und Verkehr um das
wirtschaftliche Potential und die Rechtsvorschriften der unterschiedlichen
Cannabisformen und -bestandteile stehe. Mit dem Hintergedanken der
Innovationsförderung und der Beseitigung von Unsicherheiten solle das Postulat darauf
abzielen, eine zeitgemässe und umfassende Cannabisregulierung zu erreichen.
Gesundheitsminister Berset hingegen war der Ansicht, dass bereits genügend
Informationen zu den verschiedenen Facetten, die im Zusammenhang mit Cannabis
stehen, vorhanden seien und ein neuer Bericht nicht viele Neues zutage bringen würde.
Er verwies auf verschiedene Diskussionen, welche das Parlament in der Vergangenheit
geführt habe, namentlich zu den Pilotversuchen zum Cannabiskonsum oder der
Aufhebung des Konsumverbots von Cannabis für medizinische Zwecke. Daher empfehle
der Bundesrat das Postulat zur Ablehnung. Mit 30 zu 6 Stimmen hörte der Ständerat
allerdings nicht auf die Landesregierung, sondern hiess das Geschäft gut. 15

POSTULAT
DATUM: 17.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels Postulat wollte Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE) den Bundesrat mit der
Unterbreitung von Vorschlägen betrauen, die darauf abzielen, die Promotion für
alkoholische Getränke, insbesondere bei den Jungen, einzuschränken. Die Postulantin
argumentierte mit dem in Studien mehrfach aufgezeigten Zusammenhang zwischen
Alkoholwerbung und Alkoholkonsum bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen. Zudem
habe die Covid-19-Pandemie einen beachtlichen Einfluss auf das psychische
Wohlbefinden dieser Altersgruppe. «Eine schlechte psychische Gesundheit» gehe
wiederum mit dem Risiko eines «problematische[n] Konsum[s] von psychotropen
Stoffen» einher. Ebenfalls bedenklich sei das Marketing in den sozialen Medien, auf
welchen Jugendliche ständig mit Werbung in Berührung kämen. Der Bundesrat
befürwortete zwar das Anliegen, war jedoch der Ansicht, dass zurzeit neue gesetzliche
Bestimmungen im Bereich der Alkoholwerbung nicht angebracht seien. Vielmehr wolle
sich die Landesregierung dafür einsetzen, dass die Bestimmungen zur Alkoholwerbung
im AlkG und im LMG vollzogen würden. Der Bundesrat erklärte sich jedoch bereit, eine
Evaluation zu den geltenden Bestimmungen von Alkohol-Werbung im Internet und den
damit verbundenen Herausforderungen vorzunehmen, und beantragte aus diesem
Grund die Annahme des Postulats. Nachdem das Geschäft im Oktober 2021 von Andreas
Glarner (svp, AG) bekämpft worden war, kam es in der Wintersession 2021 in den
Nationalrat. Dort wurde das Postulat mit 95 zu 88 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
abgelehnt. Während sich die Fraktionen der SP, GLP und der Grünen für den Vorstoss
aussprachen, nahm das bürgerliche Lager grossmehrheitlich eine ablehnende Position
ein. 16

POSTULAT
DATUM: 13.12.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Nachdem Thomas de Courten (svp, BL) im Dezember 2022 ein Postulat Molina (sp, ZH)
zum Drug Checking in der Schweiz – also zur Überprüfungsmöglichkeit von Substanzen
für Drogenkonsumierende – bekämpft hatte, befasste sich der Nationalrat in der
Frühjahrssession 2023 mit dem Geschäft. Gemäss dem Bericht in Erfüllung eines
Postulats Rechsteiner (sp, SG; Po. 17.4076) hätten im Jahr 2017 acht Prozent der
Schweizer Bevölkerung mindestens einmal illegale Substanzen konsumiert, wobei
Cannabis hier nicht mitgezählt worden sei. Mittels Drug Checking bestünden bereits in
verschiedenen Städten und Kantonen Angebote zur «Schadensminimierung». Nun soll
der Bundesrat einen Bericht zu den bestehenden Substanzanalyseangeboten mit
persönlicher Beratung und zu Unterstützungsmöglichkeiten durch den Bund
ausarbeiten. Gesundheitsminister Alain Berset anerkannte die Wichtigkeit des Themas.
Er wies auf einen bereits existierenden Bericht zur Effektivität von Drug Checking hin,
gab allerdings zu bedenken, dass es nach wie vor Fragen zu den Rechtsgrundlagen gebe,
die es noch zu klären gelte. Daher empfehle er das Postulat zur Annahme. Der
Nationalrat folgte dieser Aufforderung mit 91 zu 88 Stimmen (bei 5 Enthaltungen).
Geschlossen für das Postulat sprachen sich die Fraktionen der SP, der Grünen und der
GLP aus. Geschlossen dagegen stellten sich die Fraktionen der SVP und der Mitte. Die

POSTULAT
DATUM: 01.03.2023
JOËLLE SCHNEUWLY
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FDP-Fraktion zeigte sich gespalten. 17

Während der Herbstsession 2023 setzte sich der Nationalrat mit einem Postulat seiner
WAK auseinander, das eine Gesamtschau des Markts für Tabak- und
Tabakersatzprodukte forderte. Konkret sollte der Bundesrat im verlangten Bericht auf
eine Reihe an Punkten eingehen, darunter etwa auf die aktuellen Tabakprodukte, deren
Verkaufsentwicklung während der vergangenen zehn Jahre, die steuerliche Behandlung
im In- und Ausland sowie auf Auswirkungen der Besteuerung auf den Schwarzmarkt und
den Einkaufstourismus. Die beiden Kommissionssprecher Martin Landolt (mitte, GL)
und Olivier Feller (fdp, VD) begründeten das Geschäft damit, dass im Zuge der
Änderungen am Tabaksteuergesetz bezüglich E-Zigaretten-Besteuerung, welche ihren
Ursprung in einer Motion der SGK-SR haben, zusätzlicher Änderungsbedarf zutage
getreten sei. Das vorliegende Postulat solle nun dazu dienen, diesen Bedarf besser zu
verstehen. Eine Minderheit rund um Céline Amaudruz (svp, GE) sprach sich gegen den
Vorstoss aus, da sie den verlangten Bericht als nicht notwendig erachtete und eine
allgemeine Tabaksteuererhöhung als Konsequenz befürchtete. Finanzministerin Karin
Keller-Sutter hingegen unterstützte das Postulat. Sie betonte, dass es neben den
Steuererhöhungen auch um die Präsentation einer Gesamtschau des Tabakmarktes und
um die Erarbeitung einer Entscheidungsgrundlage gehe. Der Nationalrat nahm den
Vorstoss mit 139 zu 41 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) deutlich an, wobei alle Nein-
Stimmen aus dem Lager der SVP-Fraktion stammten. 18

POSTULAT
DATUM: 19.09.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Nachdem der Bundesrat seinen Bericht zu Ursachen von Tötungsdelikten im
häuslichen Umfeld vorgelegt hatte, schrieb der Nationalrat ein Postulat Graf (gp, BL),
das die Erstellung eines solchen Berichts gefordert hatte, in der Sommersession 2022
im Rahmen seiner Beratung des Berichts über Motionen und Postulate der
gesetzgebenden Räte im Jahr 2021 als erfüllt ab. 19

POSTULAT
DATUM: 07.06.2022
MARLÈNE GERBER

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Ein viel diskutierter Punkt in den Beratungen zum Gesetz über den Jugendschutz in den
Bereichen Film und Videospielen waren sogenannte Mikrotransaktionen. Dabei handelt
es sich um In-App-Käufe, die Spielende beispielsweise in Gratisapps dazu animieren
sollen, kostenpflichtige Zusatzfunktionen freizuschalten, etwa um das Weiterspielen zu
ermöglichen. Die Kosten für diese Zusatzfunktionen belaufen sich meistens auf unter
CHF 5, weshalb von «Mikrotransaktionen» die Rede ist. Bei der Beratung zum
Jugendschutzgesetz hatte die WBK-NR entschieden, diese Problematik zu einem
späteren Zeitpunkt getrennt vom Jugendschutzgesetz zu behandeln und vorerst ein
Postulat zu diesem Thema einzureichen. Demnach sollte der Bundesrat in einem
Bericht die «Gefahren für Abhängigkeit und Suchverhalten» von Mikrotransaktionen
sowie mögliche Mittel, diesen Gefahren entgegenzuwirken, aufzeigen.
Mikrotransaktionen seien sehr intransparent und würden ein Suchtpotenzial bergen,
begründete Meret Schneider (gp, ZH) im Namen der Kommissionsmehrheit in der
Sondersession 2023 im Nationalrat das Postulat. Eine Minderheit de Montmollin (fdp,
GE) beantragte die Ablehnung des Vorstosses, da kein Handlungsbedarf bestehe. So sei
vor zwei Jahren bereits ein Postulat angenommen worden, das den Bundesrat
beauftragt hatte, sich mit dem Thema «Internetsucht» zu befassen – darunter zähle die
Minderheit auch die hier diskutierte Frage der Zusatzfunktionen in Videospielen.
Innenminister Alain Berset widersprach dieser Argumentation der Minderheit: In
besagtem Postulat sei es nicht um Mikrotransaktionen gegangen, sondern um die
Integration des Themas «Internetsucht» in die Nationale Strategie «Sucht». In der Folge
nahm der Nationalrat das Postulat mit 98 zu 71 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) an. Die
ablehnenden Stimmen stammten von der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion sowie
von der Mehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion. 20
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